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DER KABELSTREIT



• Ausgangspunkt war die Entscheidung der Öffentlich rechtlichen zum Ende des Jahres 2012 die 2008 mit den großen 
Kabelnetzbetreibern geschlossenen Einspeisungsverträge zu Kündigen.

• Im folgenden entstand eine zivil- und öffentlich-rechtliche Klagewelle, aus der mal die Kabelnetzbetreiber und mal die Sendeanstalten 
siegreich hervorgingen. 

• Im Zentrum stand die, nach Ansicht der Kabelnetzbetreiber, bestehende Pflicht der Sendeanstalten trotz der „Must-Carry-Regel“ die 
Einspeisekosten mitzutragen.

• Im April/September 2018 verglichen sich Vodafone, Unitymedia und die Sendeanstalten über die streitigen Summen aus den 
Vorjahren und über eine Regelung der Zusammenarbeit in der Zukunft. 

• Vodafone erhält 100 Mio. € für den Zeitraum 2013 – 2017 und laufende Zahlungen. Unitymedia erhält 31,2 Mio. € von der ARD und 
vermutlich etwas weniger vom ZDF plus laufende Zahlungen.

HINTERGRÜNDE – „DER KABELSTREIT“



ZWEI ZENTRALE ENTSCHEIDUNGEN IM KABELSTREIT



Nach 4 Jahren Rechtsstreit erging am 12.07.17 eine Entscheidung des OLG Düsseldorf, nachdem der BGH zuvor die Sache zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung nach Düsseldorf zurückverwiesen hat. 

• Hiernach sei der zwischen den Beteiligten geschlossene Einspeisevertrag von den Rundfunkanstalten nicht wirksam gekündigt 
worden, sodass die Rundfunkanstalten weiterhin Einspeiseentgelte zahlen müssen. Dies begründete das Gericht mit § 1 GWB, 
wonach die Rundfunkanstalten sich bei der Kündigung der Verträge kartellrechtswidrig abgesprochen hätten. 

• Der Einspeisevertrag als  solcher sei wirksam und verstoße nicht gegen das kartellrechtliche Missbrauchsverbot § 19 GWB oder 
die rundfunkrechtlichen Entgeltvorgaben § 52d RStV 

• Die Parteien unterlägen hinsichtlich der Signaleinspeisung einer wechselseitigen Abhängigkeit, eine wettbewerbsrechtlich 
relevante Ausbeutung der Rundfunkanstalten liege nicht vor.

Im Ergebnis ist die Forderung von Einspeiseentgelt zulässig, die Höhe dieses Entgelts ist individuell nach dem wirtschaftlichen Nutzen zu
bestimmen.

VODAFONE/KABEL DEUTSCHLAND ./. ARD
(VI-U (KART) 16/13)  



Im Vorliegenden Verfahren ging es um einen kleineren Kabelnetzbetreiber (NetCologne), der von der ZDF-Sendergruppe die Zahlung von 
Einspeisegeldern verlangte.  Hintergrund war die Zahlung von Einspeisegeldern von ZDF an Unitymedia und Vodafone im Zeitraum 2008 
und 2012.

NetCologne musste wegen der rundfunkstaatlichen Must-Carry-Verpflichtung die Programme des ZDF zwar einspeisen, bekam hierfür 
jedoch, anders als Vodafone und Unitymedia, kein Entgelt.  Hierin sah NetCologne eine Diskriminierung im Sinne des GWB

Der BGH verwies das Verfahren an das OLG Düsseldorf zurück, welches zu folgendem Ergebnis kam:

• Grundsätzlich kann eine Diskriminierung vorliegen, wenn nur die großen, aber nicht die kleinen Kabelnetzanbieter ein Entgelt 
erhalten. Die künftige Behandlung eines Unternehmens könne aber nicht daran gemessen werden, wie gleichartige 
Unternehmen in der Vergangenheit behandelt wurden. Im Zeitpunkt des Urteils bestehe keine Diskriminierung, weil überhaupt 
keine Einspeiseentgelte gezahlt würden.

• Die Wettbewerbsposition von NetCologne hat sich durch die fehlenden Einspeiseentgelte nicht verschlechtert.

• Eine Ungleichbehandlung von Kabelanbietern ist vom Normadressaten sachlich zu begründen.

NETCOLOGNE ./. ZDF (VI-U (KART) 15/13)



WAS BEDEUTET DAS FÜR DEN FRK?



Vodafone/Kabel Deutschland ./. ARD

• Durch den Vergleich, der zwischen Vodafone und den 
öffentlichen Rundfunkanstalten geschlossen wurde, ändert
sich die Sachlage grundlegend.

• Durch die Zahlung von Einspeiseentgelten an Unitymedia 
und Vodafone liegt eine Diskriminierung der Mitglieder des 
FRK vor. Die Zahlung dieser Einspeiseentgelte an Vodafone  
und Unitymedia gewährten diesen einen Vorteil gegenüber 
anderen Anbietern.

NETCOLOGNE ./. ZDF

• Das OLG Düsseldorf lehnte eine Diskriminierung von 
NetCologne mit der Begründung ab, dass zu dem Zeitpunkt 
das ZDF keinem anderen Kabelnetzbetreiber ein  
Einspeiseentgelt gezahlt hat. 

• Dies hat sich durch den Vergleich grundlegend geändert.

• Entgegen ZDF spricht die Entscheidung klar für den 
Gleichbehandlungsgrundsatz, wie vom FRK geltend 
gemacht. 

AUSWIRKUNGEN DER ENTSCHEIDUNGEN 
AUF DEN FRK UND SEINE MITGLIEDER



• FRK fordert ARD und ZDF zum Abschluss eines Rahmenvertrages auf.

• Sowohl ARD und ZDF lehnten den Abschluss eines solchen Vertrages ab.

• ZDF argumentierte mit der bereits präsentierten Rechtsprechung zu NetCologne und wilhelm.tel, welche jedoch aus genannten 
Gründen nicht auf den Sachverhalt anzuwenden ist.

• ARD sieht in dem Abschluss eines Rahmenvertrags mit dem FRK einen Verstoß gegen das GWB und erklärte sich nur zu 
Gesprächen bereit, wenn das Bundeskartellamt einen solchen Rahmenvertrag für unbedenklich hält.

• Nicht vergessen: Die Kündigung der Einspeiseverträge war unwirksam, wegen der Absprache des Verhaltens von ARD und ZDF.

• FRK stellt Antrag auf die Einleitung eines Kartellverfahrens gegen ARD und ZDF mit Ziel der Untersagung des Missbrauchs der 
jeweils marktbeherrschenden Stellung und des Verstoßes gegen das Diskriminierungsverbot aus § 19 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 GWB.

• BKartA (Vorsitzende 7. Beschlussabteilung) hat Eingang bestätigt. 

BISHERIGES VORGEHEN



• Antrag auf die Einleitung eines Kartellverfahrens gegen ARD und ZDF mit Ziel der Untersagung des Missbrauchs der jeweils 
marktbeherrschenden Stellung und Verstoßes gegen das Diskriminierungsverbot aus § 19 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 GWB

• Der Schwerpunkt der Begründung des Antrags liegt auf der Ungleichbehandlung der kleinen und mittelständischen Kabelanbieter.

• Eine sachliche Rechtfertigung für die Ungleichbehandlung liegt nicht vor.  In der aktuellen Konstellation werden die kleinen und
mittleren Kabelnetzbetreiber doppelt benachteiligt: 

• Zum einen müssen sie für die Einspeisung der Programme der öffentlich rechtlichen eine Urheberrechtsabgabe zahlen
• und zum anderen wird ihnen eine adäquate Vergütung für die Einspeisung vorenthalten

• Auch die Annahme eines unterschiedlichen Kundenwerts zwischen den Mitgliedern des FRK und Vodafone/Unitymedia ist haltlos.

• Das von der ARD vorgebrachte Argument, es handele sich bei dem Begehren der Mitglieder des FRK einen Rahmenvertrag mit den 
öffentlich rechtlichen abzuschließen um eine rechtswidrige Einkaufsgemeinschaft ist falsch.  

• Jeder kann, wie beim GEMA-Vertrag, selbst entscheiden, ob er auf Grundlage des Rahmenvertrages abschließt, oder individuell etwas 
aushandelt.

ANTRAG AN DAS BKARTA



DAS ZUSAMMENSCHLUSSVORHABEN 
VODAFONE/UNITYMEDIA



• Seit Anfang des Jahres wird in den Medien über ein 
Zusammenschlussvorhaben von Unitymedia und Vodafone berichtet

• Ein solches Zusammenschlussvorhaben muss bei der Überschreitung 
der Schwellenwerte dem Bundeskartellamt bzw. der Europäischen 
Kommission zur Freigabe vorgelegt werden.

• Eine Beeinträchtigung der Interessen der Mitglieder des FRK ist 
immanent

• Zur Wahrung dieser Interessen hat der der FRK Anträge auf Anhörung 
bzw. Beiladung sowohl an die Europäische Kommission als auch das 
Bundeskartellamt geschickt.

• Dadurch sind Verfahrensrechte gewahrt, selbst wenn der FRK nicht 
beigeladen oder angehört wird (pepcom Entscheidung des BGH!) 

ZUSAMMENSCHLUSS VODAFONE/UNITYMEDIA

Bild: Vodafone Deutschland



WAS BEDEUTET DAS FÜR DEN FRK?



• Eine Fusion von Vodafone/Unitymedia könnte den ohnehin schon 
duopolistisch geprägten Markt zu einem monopolistischen Markt 
machen

• Potenzieller Wettbewerb zwischen den beiden fällt vollends weg

• Durch die erheblich gewachsene Marktmacht (Finanzkraft, 
Digitalisierung, Bündelangebote) von Vodafone/Unitymedia wird es 
insbesondere für kleine und mittelständische Kabelanbieter erheblich 
schwerer, sich im Wettbewerb zu behaupten.

• Vorstöße der Mitglieder des FRK in andere Versorgungsgebiete 
werden nahezu unmöglich, während es für Vodafone/Unitymedia 
leichter wird in Gebiete von FRK Mitglieder vorzustoßen.
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PROGNOSE



• Aktive Kommunikation mit dem BKartA mit dem Ziel:

➢ § 1 GWB Verfahren gegen ARD und ZDF einzuleiten (wegen Ungleichbehandlung und Absprache bei Ablehnung des 
Rahmenvertrages);

➢ Zurückweisung Scheinargument ARD wegen verbotener Einkaufsgemeinschaft.

• Auf der Grundlage Verhandlungen mit ARD und ZDF aufnehmen.

• Hierbei können sich für den FRK Mitglieder erhebliche wirtschaftliche Vorteile umsetzen lassen (Einspeisevergütung auch für 
die Vergangenheit).

• Außerdem ist das Verfahren insgesamt eine gute Möglichkeit auf die Bedürfnisse kleiner und mittlerer Kabelnetzbetreiber 
medial hinzuweisen.

PROGNOSE
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